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Zur Diskussion
Das Recht auf Verteidigung 
in Strafverfahren gegen Jugendliche
Prof. Dr. sc. HORST LUTHER,
Sektion Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität Berlin

Die Relevanz des Themas1 ergibt sich vor allem aus dem 
Wesen der Jugendkriminalität, aus der Struktur der Straf­
taten Jugendlicher und aus dem Inhalt sowie den gesellschaft­
lichen Zielen der Strafrechtspflege zur Bekämpfung der Ju­
gendkriminalität.

Zur Darstellung des Wesens der allgemeinen Kriminalität 
in der DDR hat J. L e k s c h a s  im letzten Jahr qualitativ 
neue Erkenntnisse der marxistisch-leninistischen Kriminolo­
gie erörtert.1 2 Ich stimme mit seinen Aussagen überein. Diese 
Erkenntnisse, die darauf orientieren, die Kriminalität in 
ihrem konkret-historischen (gesellschaftlichen) Bezugsrah­
men zu erfassen, haben Einfluß auch auf das richtige Ver­
ständnis des Rechts auf Verteidigung.

Zur Phänomenologie der Jugendkriminalität in der DDR 
liegen zahlreiche Untersuchungen vor.3 4 Für die hier zu disku­
tierende Thematik sind folgende Feststellungen wesentlich:

Der Anteil der straffällig gewordenen Jugendlichen an der 
Gesamtzahl der Jugendlichen ist sehr gering. Die Mehrzahl 
der Straftaten Jugendlicher sind nicht schwerwiegend. Die 
Delikte konzentrieren sich auf Eigentumsstraftaten meist mit 
einem Schaden unter 300 M sowie auf vorsätzliche Körper­
verletzungen mit geringer Gewaltanwendung und das unbe­
fugte Benutzen von Kraftfahrzeugen.

Auch diese Feststellungen haben wesentliche Bedeutung 
für das richtige Verständnis der Regelungen über das Recht 
des jugendlichen Beschuldigten und Angeklagten auf Vertei­
digung und ihre Realisierung.

Schließlich haben Inhalt und Ziele der Strafrechtspflege 
unmittelbare Auswirkungen auf die Gewährleistung des 
Rechts auf Verteidigung, insbesondere auf die Mitwirkung 
eines Verteidigers. Die speziellen Ziele der Feststellung und 
Verwirklichung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit eines 
Jugendlichen ordnen sich in die sozialistische Jugendpolitik 
ein. In § 65 Abs. 3 StGB ist festgelegt, daß die Verantwortlich­
keit eines Jugendlichen stets damit verbunden ist, „Maßnah­
men einzuleiten, um die Erziehungsverhältnisse des Jugend­
lichen positiv zu gestalten und sein Hineinwachsen in die 
gesellschaftliche Verantwortung wirksam zu unterstützen“. 
Im Rahmen der Aufgaben jeder Rechtsprechung, strafrecht­
lich bedeutsame Sachverhalte allseitig zu untersuchen sowie 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit eines Bürgers zu prü­
fen und sie ggf. festzustellen, ist die spezielle Aufgabe gestellt, 
den Prozeß der sozialen Integration des jugendlichen Straf­
täters (dessen strafrechtliche Schuld bewiesen worden ist) zu 
fördern.1

Damit werden zugleich die vielgliedrigen Verantwortungs­
beziehungen in der sozialistischen Gesellschaft für die Ge­
staltung des sozialen Integrationsprozesses5 angesprochen. 
Dieser Zielstellung dienen auch ein modifiziertes System von 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit (§§ 69 ff. 
StGB) — einschließlich der besonderen Möglichkeiten des Ab­
sehens von der Strafverfolgung gemäß §§ 67, 68 StGB —, die 
Vorschriften über die Gestaltung des Strafverfahrens finsb. 
§§ 21, 69 ff. StPO) und die Regelung über die Anforderungen 
an die Mitarbeiter der Strafrechtspflege, die sich mit Straf­
taten Jugendlicher befassen (§ 73 StPO).

Die Regelungen zum Recht auf Verteidigung in Strafver­
fahren gegen Jugendliche (§ 72 StPO) gehen davon aus, daß 
in jedem Strafverfahren die Notwendigkeit besteht, das Recht 
auf Verteidigung durch die (obligatorische) Mitwirkung eines 
Rechtsanwalts als Verteidiger oder eines Jugendbeistands in 
besonderer Weise zu gewährleisten. Der Beistand hat die 
Rechte und Pflichten eines Verteidigers. Die Aufgabe sowohl 
des Rechtsanwalts als auch des Jugendbeistands besteht darin, 
das Recht des jugendlichen Beschuldigten und Angeklagten 
auf Verteidigung gewährleisten zu helfen. Der Jugendliche 
kann auf die Bestellung eines Verteidigers bzw. Jugendbei­
stands nicht verzichten.

Anliegen und Systematik des § 72 StPO fordern, unter den 
dort in Abs. 2 genannten Voraussetzungen in jedem Fall einen 
Rechtsanwalt als Verteidiger zu bestellen, sofern er nicht 
selbst vom Jugendlichen gewählt wird. Erst Abs. 3 regelt, daß 
in den übrigen Fällen ein Jugendbeistand zu bestellen ist.

Das Oberste Gericht hat darauf orientiert, in den notwen­
digen Fällen verstärkt Rechtsanwälte als Verteidiger beizu­
ordnen. Im Bericht an die 4. Plenartagung des Obersten Ge­
richts vom 21. Dezember 1982 heißt es z. B.: „Von der Bei­
ordnung eines Rechtsanwalts ist in den Fällen mehr Gebrauch 
zu machen, in denen es die Kompliziertheit des Verfahrens 
oder die Täterpersönlichkeit erfordern.“6 7 Damit hatte das 
Oberste Gericht erneut auf die in § 72 Abs. 2 StPO genannten 
(weiteren) Kriterien hingewiesen und ihre stärkere Beach­
tung gefordert. Zugleich wurde die (bisherige) Praxis der Ge­
richte bestätigt, „zur Verteidigung dem Jugendlichen einen 
Beistand zu bestellen“2. In der Praxis wird der prinzipielle 
Hinweis des Obersten Gerichts, mehr Rechtsanwälte in Ju­
gendstrafsachen zu bestellen, noch nicht einheitlich verwirk­
licht. Mitunter wird ein Jugendbeistand bestellt, wenngleich 
die Sache entsprechend den Kriterien des § 72 Abs. 2 StPO 
einen Rechtsanwalt als Verteidiger erfordert hätte. Zweifellos 
engagiert sich der als Jugendbeistand beauftragte Bürger in 
hohem Maße, vor allem weil er diese Tätigkeit als eine Form 
demokratischer Mitwirkung an der Strafrechtspflege und im 
weiteren Sinne als Beitrag zur Erziehung von Rechtsverlet­
zern, zur Vorbeugung der Jugendkriminalität betrachtet. Der 
Tatsache, daß die Erfüllung der Aufgaben eines Verteidigers 
in Jugendstrafsachen Rechtskenntnisse voraussetzt, tragen die 
Gerichte u. a. dadurch Rechnung, daß sie Bürger wiederholt 
mit dieser Funktion beauftragen sowie insbesondere Schöffen 
und Rechtsanwaltsassistenten, aber auch Jura-Studenten und 
Mitglieder von Schiedskommissionen als Jugendbeistand be­
stellen.

Das Anliegen, eine sachkundige Verteidigung des jugend­
lichen Beschuldigten und Angeklagten zu gewährleisten, ist 
zweifellos richtig. Jedoch wird m. E. damit nicht ausgeschlos­
sen, daß eine Überforderung des Jugendbeistands in kompli­
zierten Fällen eintreten kann. Zum anderen darf es nicht zur 
Regel werden, überwiegend nur Schöffen (des gleichen Ge­
richts) als Jugendbeistand in komplizierten Verfahren oder 
aus anderen Gründen eifizusetzen, weil das prinzipielle Fra­
gen des Rechts auf Verteidigung und der Verfahrensstruktur 
berührt. Zu Recht wurde festgelegt, daß Staatsanwalts- und 
Richterassistenten nicht als Jugendbeistände zu bestellen 
sind.8

Die StPO (vgl. insb. §§ 16, 62, 64) hat die Stellung des Ver­
teidigers im Strafverfahren in der Weise bestimmt, daß dieser 
juristisch ausgebildet ist, unabhängig von anderen Prozeß­
beteiligten tätig wird und ausschließlich die Funktion hat, die 
Rechte des Beschuldigten und Angeklagten zu dessen Vertei­
digung wahrzunehmen.

Das Gesetz geht davon aus, daß die Aufgabe, als Verteidi­
ger in Strafverfahren tätig zu werden, ausschließlich von 
Rechtsanwälten erfüllt wird (§ 62 StPO). Der gesetzlich einge­
grenzte Bereich für die Bestellung eines Jugendbeistands 
sollte m. E. nicht erweitert werden.

Ein Jugendbeistand sollte in den Fällen bestellt werden, in 
denen der Sachverhalt einfach, die Beweisführung unkompli­
ziert und zu erwarten ist, daß die Rechtsfolgen hinsichtlich 
der strafrechtlichen und materiellen Verantwortlichkeit wenig 
einschneidend sind. Der Jugendbeistand erfüllt in diesen 
Strafverfahren eine ihm mögliche Aufgabe, indem er den 
Jugendlichen speziell vor Gericht in elementaren Fragen des 
Rechts sowie des Verhaltens berät und unterstützt. Er erwirbt
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